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Forschungs- und Technologiepolitik im Standortwettbewerb

1. Einführung

1.1. Die Ausgangssituation

In den vergangenen Jahrzehnten haben die internationale Mobilität des Wissens und

die Diffusionsgeschwindigkeit technischer Neuerungen stark zugenommen. Ermög-

licht wurde diese Entwicklung insbesondere durch zwei Faktoren: Einerseits sind die

Märkte in Europa und weltweit geöffnet worden, was allgemein zu einer deutlichen

Erhöhung der Mobilität des Kapitals und in vielen Ländern zu einer starken Zunahme

der ausländischen Direktinvestitionen geführt hat. Auf der anderen Seite haben die

rasanten Fortschritte in der Informations- und Kommunikationstechnologie die Mög-

lichkeiten des Wissenstransfers stark verbessert1. Hierdurch werden die Ausbreitung

und Anwendung neuer Forschungsergebnisse sowie deren Umsetzung in marktfähige

Produkte beschleunigt.

Zusammengenommen bewirken diese Entwicklungen eine Intensivierung der inter-

nationalen und -regionalen Standortkonkurrenz. Nicht nur die Unternehmen sehen

sich im Zuge der Globalisierung der Märkte mit einem zunehmenden Wettbewerbs-

druck konfrontiert. Auch die Gebietskörperschaften sind gezwungen, den mobilen

Produktionsfaktoren möglichst attraktive Rahmenbedingungen anzubieten. Zentrale

Determinanten sind dabei neben der oftmals im Mittelpunkt der Diskussion stehen-

den Steuer- und Abgabenbelastung auch die Forschungsinfrastruktur sowie das an

einem Standort verfügbare Wissen und Humankapital. Darüber hinaus ist zu beob-

achten, daß die politischen Entscheidungsträger auf den einzelnen Handlungsebenen

verstärkt mit Hilfe von Subventionen unterschiedlichster Art um die Ansiedlung von

Unternehmen konkurrieren2. Hierbei spielen auch forschungs- und technologiepoliti-

sche Maßnahmen eine wichtige Rolle.

                                                
1 Vgl. Hillebrand/Welfens (1998), S. 412.
2 Vgl. beispielsweise Hellmann (1998); Spielkamp (1997a); Gundlach u.a. (1995), S. 14.
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1.2. Maßnahmenbereiche der Forschungs- und Technologiepolitik

Die Forschungs- und Technologiepolitik umfaßt alle staatlichen Maßnahmen, die auf

die Förderung des wissenschaftlich-technologischen Fortschritts in der Grundlagen-

forschung, auf die Hervorbringung von Inventionen und deren marktliche Verwer-

tung (Innovation) sowie auf die Anwendung und Verbreitung der Neuerungen (Diffu-

sion) gerichtet sind.

Erfolgt die Förderung durch den Einsatz finanzieller Mittel, so soll im folgenden von

einer forschungs- und technologiepolitischen Maßnahme im engeren Sinn gespro-

chen werden1. Darüber hinaus ist es möglich, Forschung und Entwicklung durch ord-

nungspolitische Maßnahmen wie den Patentschutz oder die kartellrechtliche Frei-

stellung von Forschungs- und Entwicklungskooperationen zu unterstützen. Zusam-

men mit den finanziellen Hilfen bilden diese Instrumente die Forschungs- und Tech-

nologiepolitik im weiteren Sinn.

Forschungs- und technologiepolitische Maßnahmen i.e.S. können einerseits auf die

Unterstützung der marktfernen Grundlagenforschung gerichtet sein, deren wissen-

schaftlicher Erfolg ebenso ungewiß ist wie eventuelle spätere marktliche Verwer-

tungsmöglichkeiten ihrer Ergebnisse. Diese Zuwendungen kommen nahezu aus-

schließlich nicht-erwerbswirtschaftlichen staatlichen Forschungseinrichtungen und

Hochschulen zugute. Auf der anderen Seite werden Subventionen an private Unter-

nehmen vergeben, deren Forschungsaktivitäten sich auf den anwendungsnahen Be-

reich konzentrieren2.

Für die Forschungs- und Technologiepolitik sind vor dem Hintergrund des sich in-

tensivierenden Standortwettbewerbs insbesondere zwei Fragen zu beantworten: Ist zu

befürchten, daß die Konkurrenz um die Ansiedlung von Unternehmen zu einem Sub-

ventionswettlauf zwischen den Gebietskörperschaften in der angewandten Forschung

und Entwicklung führt? Konkret können die politischen Entscheidungsträger bestrebt

                                                
1 Vgl. zur Unterscheidung zwischen einer Forschungs- und Technologiepolitik i.e.S. und i.w.S.

Meyer-Krahmer (1992), S. 122 f.; ferner Eickhof (1998b), S. 466.
2 Darüber hinaus können die Maßnahmen der Forschungs- und Technologiepolitik i.e.S. aus ord-

nungspolitischer Sicht nach ihrem „Steuerungspotential“ - Hasenritter (1982), S. 83 - in selektive
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sein, mit Hilfe finanzieller Zuwendungen zugunsten der Wirtschaft eine Zunahme der

privaten Investitionen herbeizuführen. Auf der anderen Seite wird im Bereich von

Grundlagenforschung und Forschungsinfrastruktur die Gefahr internationaler Gefan-

genendilemmata gesehen1. Die Staaten und Regionen könnten sich hier als Trittbrett-

fahrer verhalten und versuchen, kostenlos in den Genuß der Forschungsergebnisse zu

kommen, da diese vermeintlich öffentliche Güter darstellen. Vermutet wird in diesem

Zusammenhang auch, daß der Standortwettbewerb zu einer Einschränkung der finan-

ziellen Handlungsspielräume der einzelnen Gebietskörperschaften führt und daher

gerade in der Grundlagenforschung eine Unterinvestition droht.

In Abschnitt 2 werden zunächst Funktionsweise, Auswirkungen und vermutete Ge-

fahren des Standortwettbewerbs dargestellt. Der anschließende Abschnitt 3 beschäf-

tigt sich mit der Frage, ob Subventionswettläufe im Bereich der anwendungsnahen

Forschungsförderung zu erwarten sind und wie sich derartige Entwicklungen gege-

benenfalls durch entsprechende internationale Vereinbarungen verhindern lassen.

Abschnitt 4 untersucht, welche Anreize aus Sicht einzelner Gebietskörperschaften

bestehen, selbst in Grundlagenwissen zu investieren und eine leistungsfähige For-

schungsinfrastruktur zur Verfügung zu stellen. Eine Zusammenfassung der Ergebnis-

se und Handlungsempfehlungen beinhaltet der 5. Abschnitt.

                                                                                                                                         
und allgemeine Maßnahmen unterteilt werden. Diese Abgrenzung ist für die folgenden Ausführun-
gen jedoch von untergeordneter Bedeutung. Vgl. hierzu Eickhof (1998b), S. 466 ff.

1 Vgl. Kerber (1998a), S. 344.



7

2. Grundlagen des Standortwettbewerbs

2.1. Standortwettbewerb als Kontrollmechanismus und Entdeckungs-

verfahren

Der Begriff des Standortwettbewerbs1 bezeichnet die Konkurrenz unterschiedlicher

Gebietskörperschaften um die Ansiedlung international und -regional mobiler Pro-

duktionsfaktoren. Hierzu zählen insbesondere Kapital und mit Einschränkungen Ar-

beit. Als Wettbewerbsparameter dienen die immobilen, d.h. ortsgebundenen und

nicht-transferierbaren Standortfaktoren. Diese umfassen beispielsweise Infrastruktur,

Steuer- und Abgabensätze, Subventionen sowie Regulierungen auf den Arbeits-

märkten und im Umweltbereich2.

Ebenso wie der ökonomische Wettbewerb zwischen Unternehmen wirkt auch der

Standortwettbewerb einerseits als Kontroll- und Sanktionsmechanismus, andererseits

als Entdeckungsverfahren3. Dies bedeutet zunächst, daß die Handlungsspielräume der

politischen Entscheidungsträger in bezug auf die Gestaltung der immobilen Standort-

faktoren bzw. der Rahmenbedingungen beschränkt werden. International nicht kon-

kurrenzfähige „institutionelle Arrangements“4 können bei offenen Grenzen nicht

aufrechterhalten werden, da andernfalls mit evolutionären Selektionsprozessen zu

rechnen ist. Diese bewirken eine Abwanderung des mobilen Teils der Arbeitskräfte

und des Kapitals, speziell eine Standortverlagerung von Unternehmen. Zuvor kommt

es jedoch bereits zu Versuchen, die Entscheidungsträger durch die Artikulation von

Wünschen und Forderungen zu einer Verbesserung der Rahmenbedingungen anzure-

gen5. Regierungen, die einem starken institutionellen Wettbewerb ausgesetzt sind,

                                                
1 In der Literatur wird alternativ auch von System-, Ordnungs- oder institutionellem Wettbewerb

gesprochen, vgl. Kerber (1998a), S. 328. Der Grundgedanke des Wettbewerbs zwischen Gebiets-
körperschaften geht auf Tiebout (1956) zurück, der im Unterschied zur vorliegenden Arbeit jedoch
rein wohlfahrtsökonomisch argumentiert.

2 Vgl. Siebert/Koop (1994), S. 611; dies. (1990), S. 442; Gäfgen (1994), S. 33. Vgl. ferner bereits
Giersch (1989). Berthold (1996) und Gerken (1995a), S. 13, betrachten Arbeit tendenziell als im-
mobilen Faktor, vgl. ausführlich unter 2.3.

3 Vgl. zum folgenden insbesondere Monopolkommission (1998), S. 6 ff.; Streit (1996a), S. 13 f.;
Vanberg (1996); Streit/Mussler (1995), S. 76 ff.; Gerken (1995a); ders. (1995c); Siebert/Koop
(1990).

4 Hillebrand/Welfens (1998), S. 405. Vgl. ähnlich Seliger (1998), S. 263.
5 Hirschman (1970) bezeichnet die letztgenannte Handlungsalternative als „voice“, die „Abstim-

mung mit den Füßen“, den Grundgedanken des Tiebout-Modells, dagegen als „exit“.
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müssen die Präferenzen der Bürger und Unternehmen in stärkerem Maße berück-

sichtigen und werden somit in ihrer Macht begrenzt. Zu erwarten ist, daß es im

Zeitablauf unter anderem zu einer Verringerung der Steuer- und Abgabenbelastung

sowie zu einer effizienteren Bereitstellung der gewünschten öffentlichen Leistungen

kommt1.

Auf der anderen Seite bewirkt der Standortwettbewerb als Entdeckungsverfahren

eine permanente Suche nach besseren institutionellen Lösungen, wobei die Konkur-

renz zwischen einer Vielzahl alternativer Systeme das Problem des konstitutionellen

Wissensmangels der einzelnen Akteure verringert2. In einem offenen Prozeß von

Versuch und Irrtum werden neue Arrangements ausprobiert und in Abhängigkeit von

den erzielten Ergebnissen beibehalten oder verworfen3. Innovative politische Ent-

scheidungsträger können mit Hilfe einer überlegenen Ausgestaltung der immobilen

Standortfaktoren in ihrem Hoheitsbereich, aber auch durch gezielte Begünstigungen

der mobilen Produktionsfaktoren Wettbewerbsvorsprünge erzielen und einen Zu-

strom von Kapital herbeiführen. Da hierdurch c.p. die inländische Wohlfahrt und die

Wiederwahlchancen der handelnden Politiker steigen, bestehen starke Anreize für ein

derartiges institutionelles Neuerungsverhalten. „Konservative“4 Regierungen müssen

nun versuchen, durch Verbesserungen der Rahmenbedingungen nachzuziehen und

die entstandenen Standortnachteile auszugleichen. Reine Imitationen sind jedoch

wegen der unterschiedlichen Ausgangsbedingungen und der gewachsenen Ordnun-

gen in den einzelnen Gebietskörperschaften kaum möglich. Die Zurechnung einer

positiven Entwicklung auf konkrete Regelungen bzw. einzelne Bestandteile der Ord-

nungen wird zudem durch deren Komplexität zumindest erschwert, so daß in der

Regel spezifische Anpassungsleistungen notwendig sind5.

                                                
1 Vgl. Vanberg (1996), S. 91 f. Thomas (1997), S. 173, stellt fest, daß sich „im interregionalen

Wettbewerb ... jene öffentlichen Leistungen durchsetzen, die (von den Bürgern, d. Verf.) als besser
eingestuft werden“.

2 Vgl. Hannowsky/Renner (1996), S. 27. Vgl. hierzu erneut die Vorteilhaftigkeit der dezentralen
Wissensverwertung nach Hayek (1976 - Originalausgabe 1946).

3 Seliger (1998), S. 264, spricht hier von „institutionellem Lernen“ der politischen Entscheidungs-
träger. Kerber (1998b), S. 118, bezeichnet neue Problemlösungen im Bereich staatlicher Leistun-
gen als Entstehung von „Ordnungswissen“.

4 „Konservativ“ versteht sich hier im Sinne der Unternehmertypologie nach Heuss (1965).
5 Streit (1996b), S. 227, stellt daher fest, daß „Wettbewerb zwischen Regelsystemen ... keineswegs

zu einer "Harmonisierung von unten" führen“ muß. Vielmehr ist zu erwarten, daß der Ordnungs-
wettbewerb zahlreiche Lösungsmöglichkeiten hervorbringt, die langfristig nebeneinander bestehen
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Zusammenfassend zeigt sich, daß vom internationalen, aber - trotz geringerer Ge-

staltungsspielräume und Handlungskompetenzen der dortigen Entscheidungsträger -

auch vom interregionalen Standortwettbewerb eine Vielzahl positiver Auswirkungen

erwartet werden kann. Dagegen führt eine „supranationale politische Monopollö-

sung“1 zu einem Verzicht auf die in dezentralen, föderalistischen Systemen erzielba-

ren dynamischen Effizienzvorteile und Innovationsgewinne. Voraussetzung für die

Nutzung der positiven Wirkungen ist jedoch die Schaffung einer geeigneten Rahmen-

ordnung, die den Leistungswettbewerb zwischen den Gebietskörperschaften fördert

und ein mögliches wettbewerbsbeschränkendes Verhalten unterbindet. Die wesentli-

chen Elemente dieser „Ordnungswettbewerbsordnung“2 werden im folgenden Ab-

schnitt erläutert.

2.2. Voraussetzungen des Standortwettbewerbs

Leistungswettbewerb und Wettbewerbsbeschränkungen bilden die beiden grundsätz-

lichen Handlungsalternativen bzw. -strategien aus Sicht der politischen Akteure3.

Zum Leistungswettbewerb zählen alle Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität des

eigenen Standorts durch institutionelle Neuerungen, Deregulierungen und den Aus-

bau der öffentlichen Infrastruktur. Im Gegensatz hierzu dienen wettbewerbsbe-

schränkende Verhaltensweisen der Verringerung des Wettbewerbsdrucks auf die

immobilen inländischen Standortfaktoren. Instrumente sind nun insbesondere Har-

monisierungen, die kartellähnliche internationale Vereinbarungen zwischen den Re-

gierungen der einzelnen Gebietskörperschaften darstellen. Lassen sich derartige

Übereinkünfte zur Beschränkung des politischen Wettbewerbs nicht erzielen, so

können die Wahlmöglichkeiten von Bürgern und Unternehmen durch protektionisti-

                                                                                                                                         
können. Hierbei kommt es zu permanenten Weiterentwicklungen der einzelnen Systeme, die auf-
grund der Ausgangsbedingungen pfadabhängig verlaufen, vgl. ausführlich Leipold (1996).

1 Welfens (1995), S. 2. Vgl. hierzu und zum folgenden auch Postlep/Döring (1996), S. 10.
2 Hannowsky/Renner (1996), S. 30. Gerken (1995c), S. 18, spricht von einer „Staatenwettbewerbs-

ordnung“. Weitgehend unbestritten ist, daß „der Wettbewerb zwischen Gebietskörperschaften
selbst wieder unter Regeln stattfinden muß“ - Kerber (1998a), S. 328. Seliger (1998), S. 265 f., hält
die Chancen zur Durchsetzung eines freien Leistungswettbewerbs zwischen Staaten für gering und
schlägt als zweitbeste Lösung eine gegenseitige Kontrolle der Ebenen in föderalen Systemen vor.

3 Vgl. zum folgenden Hannowsky/Renner (1998), S. 109 ff., die von Leistungs- und Behinderungs-
wettbewerb sprechen, sowie Gerken (1995b); Kerber/Vanberg (1995), S. 51 ff.
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sche Eingriffe, künstliche Mobilitätsbeschränkungen und Subventionen reduziert

werden. Auch die genannten Maßnahmen zur Beschränkung bzw. Behinderung des

Marktwettbewerbs führen zu einer Verringerung des Drucks auf die politischen Ent-

scheidungsträger.

Zu den in Abschnitt 2.1. beschriebenen positiven Wirkungen des Standortwettbe-

werbs kommt es nur, wenn sich die Teilnehmer als Leistungswettbewerber verhalten

und Harmonisierungen auf ein erforderliches Mindestmaß beschränken1. Hierzu ist

die Schaffung einer allgemeinverbindlichen Rahmenordnung erforderlich, die aus

Sicht der einzelnen Gebietskörperschaften ein öffentliches Gut darstellt und zur

Vermeidung von Trittbrettfahrerverhalten von einer supranationalen Instanz durchge-

setzt werden muß2.

Zentraler Bestandteil dieser Rahmenordnung ist zunächst die Gewährleistung der

ökonomischen Grundfreiheiten3. Nur unter dieser Voraussetzung können die mobilen

Produktionsfaktoren durch Zu- und Abwanderung die Qualität der bestehenden in-

stitutionellen Arrangements signalisieren. Private und staatliche Wettbewerbsbe-

schränkungen sowie Zentralisierungsbestrebungen sind zu unterbinden, da nur bei

weitgehend dezentralen Regelungskompetenzen in ausreichendem Umfang Wahl-

möglichkeiten bestehen. Die Anbieter institutioneller Arrangements müssen autonom

handeln können4. Kommt es dagegen zu einer umfassenden Verlagerung von Ent-

scheidungsbefugnissen auf übergeordnete Gebietskörperschaften, so werden die

Handlungsalternativen der untergeordneten Gemeinwesen und der Individuen unnö-

tig reduziert. In diesem Zusammenhang ist anzumerken, daß nur klar definierte und

abgegrenzte Kompetenzen der einzelnen Ebenen eine zutreffende Beurteilung ihrer

                                                
1 Streit (1996b), S. 234, betont in diesem Zusammenhang die grundsätzliche „Nachrangigkeit der

Harmonisierung“. Geboten ist ein solches Vorgehen lediglich, wenn der Standortwettbewerb ver-
sagt (vgl. zu dieser Gefahr den folgenden Abschnitt 2.3.), aber auch, wenn durch eine möglicher-
weise resultierende Rechtsunsicherheit hohe Kosten entstehen oder gravierende grenzüberschrei-
tende Externalitäten vorliegen, vgl. Streit/Mussler (1995), S. 100.

2 Vgl. Eickhof (1998a), S. 20. Ähnlich auch Ehlermann (1995), S. 11 f.; Gerken (1995c), S. 7 f.;
Giersch (1995), S. 36.

3 Hierbei handelt es sich um die in Art. 7 a des EG-Vertrags verankerten Freiheiten des Waren-,
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs sowie die Niederlassungsfreiheit. Diese gewährleisten, daß
die Nachfrager nach institutionellen Regelsystemen von ihrer Wahlfreiheit im Austauschprozeß
Gebrauch machen können, vgl. Mussler/Wohlgemuth (1994), S. 17, in Anlehnung an Hoppmann.

4 Mussler/Wohlgemuth (1994), S. 17, sprechen hier von der Freiheit der Konkurrenten im Parallel-
prozeß.
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Leistungen durch die Bürger ermöglichen1. Schließlich erfordert ein funktionierender

Standortwettbewerb die gegenseitige Anerkennung der jeweiligen nationalen Regu-

lierungen, da diese andernfalls gezielt zur Beschränkung des Marktwettbewerbs und

zur Verringerung des Drucks auf die politischen Entscheidungsträger eingesetzt wer-

den können. Ungerechtfertigte Regulierungen sind zu beseitigen2.

Gelingt es, eine derartige Rahmenordnung zu implementieren und durchzusetzen, so

bewirkt die Konkurrenz zwischen unterschiedlichen Gebietskörperschaften durch

Selektions- und Suchprozesse eine höhere Effizienz bei der Erstellung öffentlicher

Leistungen sowie eine stärkere Orientierung an den Präferenzen der Bürger und Un-

ternehmen. Darüber hinaus begrenzt der institutionelle Wettbewerb die Macht der

politischen Akteure und verbessert die Kontrollmöglichkeiten3. Teilweise bestehen

jedoch Zweifel an dieser optimistischen Sicht. Hierauf wird im folgenden Abschnitt

eingegangen.

2.3. Vermutetes Standortwettbewerbsversagen

In der Literatur findet sich das Argument, daß der Standortwettbewerb in einigen

Bereichen unwirksam sei oder sogar zu negativen Konsequenzen in Form von „De-

regulierungs- und Unterbietungswettläufen bei der Steuer-, Sozial- und Regulie-

rungspolitik“4 führe. Das wohl bekannteste Beispiel für ein vermutetes Versagen des

Standortwettbewerbs ist die Umverteilungspolitik5. Insbesondere lasse die zuneh-

mende Konkurrenz der Wirtschaftsstandorte im Zeitablauf eine Senkung der Steuer-

                                                
1 Beispielsweise erschweren die enge Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Deutschland und

die vielfältigen gemeinsamen Kompetenzen die Beurteilung der jeweiligen Regierungen. Mit dem
Zusammenhang von Subsidiarität und Systemwettbewerb beschäftigt sich Ehlermann (1995).

2 Vgl. zu den genannten Aspekten Hannowsky/Renner (1996), S. 30 ff.; Streit (1996b), S. 228 ff.;
Gäfgen (1994), S. 37 f.

3 S. Sinn (1992), S. 177, und Eichenberger (1994), S. 405, sehen im institutionellen Wettbewerb
daher auch eine Chance zur „Zähmung“ des Hobbes´schen Leviathan.

4 Monopolkommission (1998), S. 10.
5 Vgl. H.-W. Sinn (1997); ders. (1995). Skeptisch auch Eser (1996), S. 115 und 117; Gäfgen (1994),

S. 46 f. Dagegen halten der Sachverständigenrat (1997), S. 179; Berthold (1996) und Blankart
(1996) Umverteilungsmaßnahmen auch im Standortwettbewerb grundsätzlich für möglich, ebenso
Streit (1996b), S. 233, und Feld/Kirchgässner (1995). Vgl. auch bereits Musgrave (1959), S. 179
ff., der distributions- und stabilitätspolitische Aufgaben auf der zentralen Ebene ansiedelt. Hierauf
soll jedoch im folgenden nicht weiter eingegangen werden.
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und Abgabensätze auf den mobilsten Produktionsfaktor Kapital erwarten. Dies führe

zu einer bedrohlichen Einschränkung der finanziellen Handlungsspielräume der Ge-

bietskörperschaften1.

Probleme werden aus diesem Grund für die Bereitstellung bestimmter, insbesondere

grenzüberschreitender öffentlicher Güter durch den Staat gesehen2. Hierzu zählt zu-

nächst auch die marktferne Grundlagenforschung. Erwerbswirtschaftliche Unterneh-

men sind im allgemeinen nicht bereit, sich hier zu engagieren, da aufgrund der Nicht-

Anwendbarkeit des Ausschlußprinzips keine Gewinnerzielung möglich ist. Ein pri-

vates Angebot kommt nicht zustande, so daß ein eindeutiger Fall des Marktversagens

vorliegt. Durch den Rückgang der öffentlichen Einnahmen verringern sich nun aber

auch die Handlungsspielräume des Staates. Im Fall grenzüberschreitender öffentli-

cher Güter können sich einzelne Gebietskörperschaften zudem als Trittbrettfahrer

verhalten. Teilweise wird daher die Auffassung vertreten, der staatliche Wettbewerb

funktioniere hier „genauso wenig, wie es ein privater Wettbewerb täte“3, und führe

letztlich zu einer Vernachlässigung der betreffenden staatlichen Leistungen.

Die Versorgung mit öffentlichen Gütern ist jedoch ein wesentlicher Standortfaktor.

Eine ausreichende Bereitstellung könnte folglich durchaus im Eigeninteresse jeder

Gebietskörperschaft liegen4. Insbesondere aber wird die Intensität des Standortwett-

bewerbs durch „natürliche“, immanente Faktoren begrenzt. So führt das Beharrungs-

vermögen der gewachsenen Ordnungen dazu, daß sich die institutionellen Rahmen-

bedingungen zwar kontinuierlich weiterentwickeln, jedoch weder eine Ex-post-

Harmonisierung noch ausgeprägte Steuersenkungswettläufe zu erwarten sind. Begün-

stigt wird diese Form der verzögerten Anpassung durch die „realen Funktionsbedin-

gungen“5 des Standortwettbewerbs. Selbst bei vollständiger Freizügigkeit unterliegt

der Produktionsfaktor Arbeit kulturell und sprachlich bedingten Mobilitätshemmnis-

                                                
1 Empirisch zeigt sich, daß auch die durchschnittlichen Einkommensteuersätze in der Europäischen

Union seit Mitte der 70er Jahre bis 1989 von 47,21 % auf 42,33 % gesunken sind, vgl. Sie-
bert/Koop (1990), S. 448. Vgl. zur Diskussion um die Gefahr einer ruinösen Standortkonkurrenz
durch die Absenkung von Steuersätzen und Umweltstandards ferner Oates (1991), S. 11 ff. Ge-
bietskörperschaften mit niedrigen Steuer- und Abgabensätzen ziehen jedoch Kapital und Unter-
nehmen an und können auf diese Art ihre Einnahmen wieder erhöhen.

2 Vgl. beispielsweise Hillebrand/Welfens (1998), S. 415; Homann/Kirchner (1995), S. 56.
3 H.-W. Sinn (1996), S. 93. Zur Gegenposition vgl. erneut Blankart (1996).
4 Vgl. hierzu ausführlich unter 4.1.
5 Streit (1996b), S. 231.
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sen. Diese führen dazu, daß selbst in der Europäischen Union nur etwa fünf Prozent

der Bürger dauerhaft außerhalb ihres Heimatlandes leben1. Stärkere Abwanderungen

sind lediglich „am oberen und am unteren Ende ... der Einkommensskala“2 festzu-

stellen. Aber auch der Faktor Kapital weist keine völlige Mobilität auf, da die teil-

weise hohen Transaktions- bzw. Informationskosten eine beliebige Transferierbarkeit

verhindern. Zudem können Kapital und Arbeit nicht beliebig gegeneinander substi-

tuiert werden, so daß die geringe Abwanderungsbereitschaft der Bürger auch die Ka-

pitalmobilität begrenzt. Sachkapital ist zumindest zeitlich befristet an einen Produk-

tionsstandort gebunden. Lediglich neue und zusätzliche Investitionsentscheidungen

können in anderen Staaten bzw. Regionen erfolgen3.

Aufgrund dieser natürlichen Hemmnisse sind die Möglichkeiten einer Kontrolle der

institutionellen Rahmenbedingungen durch den Standortwettbewerb begrenzt. Den

politischen Entscheidungsträgern verbleiben gewisse Handlungsspielräume, die sie

beispielsweise auch für Umverteilungsmaßnahmen nutzen können. Ruinöse Konkur-

renz in Form einer Nullregulierung, völliger Steuerfreiheit oder einer „Race-to-the-

bottom“-Entwicklung ist somit unwahrscheinlich. Erforderlich wird es allerdings

sein, knappe Steuermittel effizienter als bisher zu verwenden und die Aufgaben des

Staates einer kritischen Überprüfung zu unterziehen4.

Im folgenden werden nun die eingangs aufgeworfenen forschungs- und technologie-

politischen Fragestellungen genauer untersucht. So ist es denkbar, daß die politischen

Entscheidungsträger einen zunehmenden Teil der öffentlichen Mittel für Subventio-

nen - konkret Ansiedlungshilfen sowie Steuererleichterungen und -befreiungen zu-

gunsten von mobilen Unternehmen - verwenden, um internationales Kapital anzuzie-

hen. Als Folge wären ineffiziente Überbietungswettläufe zwischen den einzelnen

Gebietskörperschaften zu erwarten, in deren Verlauf sich letztlich alle Beteiligten

                                                
1 Vgl. Frey (1997), S. 24; Eichenberger (1994), S. 406. Auch Blankart (1996), S. 90, betont die

„Seßhaftigkeit der Bürger“, Maier/Tödtling (1995), S. 40, stellen fest, daß Arbeitskräfte „wenig
mobil über längere Distanzen“ sind. Entscheidend für eine Abwanderung ist letztlich die Frage der
Beschäftigungschancen und Verdienstmöglichkeiten am angestammten Wohnort.

2 Monopolkommission (1998), S. 9. Siebert/Koop (1994), S. 611, ordnen zumindest die qualifizierte
Arbeit den mobilen Faktoren zu.

3 Vgl. Monopolkommission (1998), S. 8. Vgl. zu mobilitäts- und informationsbedingten Grenzen der
Abwanderung ferner Sauerland (1997), S. 117 ff.

4 Vgl. Giersch (1997); Siebert/Koop (1990), S. 449. In vielen Bereichen besteht unabhängig von der
globalen Standortkonkurrenz ein offensichtlicher Handlungsbedarf.
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schlechterstellen würden (vgl. Abschnitt 3.). Darüber hinaus wird geprüft, wie sich

der zunehmende internationale und -regionale Standortwettbewerb auf die Bereit-

schaft der Entscheidungsträger auswirkt, in Grundlagenwissen zu investieren und die

öffentlich finanzierte Forschungsinfrastruktur auszubauen. Von zentraler Bedeutung

wird sein, inwieweit eine Aneignung der Erträge aus Sicht der beteiligten Staaten und

Regionen möglich ist (vgl. unter 4.).
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3. Subventionswettläufe bei der anwendungsnahen Forschungs-

förderung

3.1. Subventionen als Wettbewerbsparameter

Standortentscheidungen multinationaler Unternehmen orientieren sich an einer Viel-

zahl von Parametern. Aber auch mittelständische Betriebe sind zunehmend zu einer

Verlagerung ihrer Produktions- und Forschungsstandorte ins Ausland bereit, wenn

sie dort bessere Bedingungen vorfinden als am angestammten Firmensitz. Begünstigt

wird diese Entwicklung durch den fortschreitenden Abbau administrativer und insti-

tutioneller Hemmnisse in den meisten europäischen Ländern und weltweit1. Hiermit

ist in der Regel ein deutlicher Rückgang der Transaktionskosten verbunden.

Die einzelnen Gebietskörperschaften sind angesichts der positiven Auswirkungen

ausländischer Direktinvestitionen auf die wirtschaftliche Entwicklung bestrebt, inter-

national mobile Investoren anzuziehen2. Als Instrumente dienen die Schaffung at-

traktiver Rahmenbedingungen und die Erhöhung der Standortqualität. Grundsätzlich

zu begrüßen ist es, wenn im Zuge dieses Prozesses ein Abbau von Überregulierungen

und eine Vereinfachung der Steuersysteme erfolgt. Wünschenswert sind außerdem

eine Steigerung der Effizienz bei der Erfüllung der staatlichen Aufgaben sowie ein

verbessertes Gesamtangebot öffentlicher Leistungen.

Zusätzlich können sich die politischen Entscheidungsträger jedoch veranlaßt sehen,

ansiedlungswilligen Unternehmen weitere Vergünstigungen zu gewähren. Dies ge-

schieht insbesondere in Form von Subventionen, wobei die Ausgestaltungsmöglich-

keiten äußerst vielfältig sind. Finanzhilfen im engeren Sinn, Steuererleichterungen,

zinsverbilligte Darlehen und reduzierte Grundstückspreise sind weit verbreitet3. Die

                                                
1 Konkret ist hier beispielsweise an die Vereinfachung von Genehmigungsverfahren zu denken.
2 Vgl. Klodt (1993), S. 429, der feststellt, daß dem „Technologietransfer durch Direktinvestitionen“

eine „überragende Bedeutung“ bei der Initiierung von wirtschaftlichen Aufhol- und Entwicklungs-
prozessen zukommt.

3 Vgl. Rother (1995), S. 107, demzufolge der „Einfallsreichtum der Regionen .. beim Auflegen im-
mer neuer Fördermaßnahmen keine Grenzen zu kennen“ scheint. Bereits Staudt (1987) betrachtet
die Subventionskonkurrenz zwischen den deutschen Bundesländern im Rahmen der Forschungs-
und Technologiepolitik. Hilpert u.a. (1994) untersuchen und vergleichen die Interventionen ver-
schiedener Staaten zugunsten der Halbleiterindustrie.
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entsprechenden forschungs- und technologiepolitischen Maßnahmen i.e.S. reichen

konkret von der Einrichtung von Technologie- und Gründerzentren über die Gewäh-

rung von forschungsbezogenen Sonderabschreibungen und Personalkostenzuschüs-

sen bis hin zur Zusage von Projektfördermitteln und der gezielten „Anwerbung“ ein-

zelner Unternehmen, vorrangig aus dem Bereich der Spitzentechnologien.

Vor dem Hintergrund der Abhängigkeit der einzelnen Staaten und Regionen von In-

vestitionen sind die Unternehmen in der Lage, diese gegeneinander auszuspielen1.

Gehen die politischen Entscheidungsträger nicht auf die Wünsche und Forderungen

ein, so ist die Drohung mit der Abwanderung an einen anderen Standort allgegen-

wärtig. Zwar stellt die „Exit“-Option eine notwendige Voraussetzung für die Funkti-

onsfähigkeit des Standortwettbewerbs und damit auch für ernsthafte Bemühungen

um eine Verbesserung der Rahmenbedingungen dar. Problematisch ist jedoch die

Entstehung einer volkswirtschaftlich ineffizienten Rent-Seeking-Mentalität auf seiten

der Unternehmen, die ihre Freizügigkeit und die Konkurrenz der Gebietskörper-

schaften zur Erlangung von Subventionen nutzen können. Dies führt erneut zur Frage

nach einer Ordnung für den Standortwettbewerb.

3.2. Notwendigkeit internationaler Vereinbarungen zur Begrenzung

von Forschungs- und Entwicklungssubventionen

Die Subventionierung von Unternehmen unterliegt aus der Perspektive des Standort-

wettbewerbs einer gewissen „natürlichen“ Beschränkung. Die erforderlichen Mittel

entstammen dem allgemeinen Steueraufkommen und müssen von den alteingesesse-

nen Firmen aufgebracht werden, so daß die Grenze für Ansiedlungshilfen spätestens

dann erreicht ist, wenn mehr Unternehmen aufgrund der Steuerlast abwandern als

neu hinzukommen. Allerdings kann es bereits davor zu gravierenden Wachstumsein-

bußen und zu ungerechtfertigten Kürzungen im Bereich der eigentlichen Staatsaufga-

ben kommen. Die prinzipielle Notwendigkeit zur Schaffung eines Ordnungsrahmens

für den Standortwettbewerb bleibt somit erhalten. Im folgenden werden konkret die

                                                
1 Vgl. hierzu auch Cowling/Sugden (1998), S. 349 f. Erinnert sei nur an die zahlreichen großen

deutschen Unternehmen, die ihre Investitionen in den neuen Bundesländern von staatlichen Fi-
nanzhilfen abhängig gemacht haben.
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Subventionsregeln der GATT/WTO-Vereinbarungen sowie die Beihilfenaufsicht der

EU gemäß Art. 92 ff. EGV betrachtet.

Dem WTO-Abkommen von 1996 zufolge sind Forschungssubventionen grundsätz-

lich erlaubt, sollen aber nur zeitlich befristet gewährt werden1. Zudem sind in den

Vereinbarungen der Uruguay-Runde bestimmte Obergrenzen vorgesehen. Die indu-

strielle (Grundlagen-)Forschung darf mit bis zu 75 % der anfallenden Kosten geför-

dert werden, für die vorwettbewerbliche Forschung und Entwicklung liegt dieser

Anteil bei 50 %. Festzustellen ist jedoch, daß die genannten „Obergrenzen für .. For-

schungssubventionen“ keine wirklichen Beschränkungen darstellen. Verantwortlich

hierfür sind insbesondere unklare Formulierungen sowie Abgrenzungs- und Zuord-

nungsschwierigkeiten.

Staatliche Beihilfen, „die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder

Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen“, sind laut Art. 92 des EG-Vertrags

„mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar“. Im Rahmen der Beihilfenkontrolle

gelten allerdings bestimmte, von der Kommission unter Berücksichtigung industrie-

politischer Ziele festgelegte Obergrenzen für die Subventionierung von Forschung

und Entwicklung in den Mitgliedstaaten2. Die tolerierten Zuwendungen betragen

bislang 50 % für die industrielle Grundlagenforschung und bis zu 25 % im Bereich

der angewandten Forschung, sollen aber künftig an die GATT/WTO-Vereinbarungen

angepaßt werden. Ohnehin erschweren die oben erwähnten Probleme auch in der EU

eine Durchsetzung der Vorgaben. In der Praxis kommt es somit häufig zu Über-

schreitungen der Eckdaten.

Das Interesse der einzelnen Staaten an einer Reduzierung von Forschungs- und Ent-

wicklungssubventionen erscheint allerdings in Europa und weltweit gering. Begrün-

det wird die großzügige Behandlung dieser Maßnahmen bezeichnenderweise vor

                                                
1 Vgl. Ochel (1996), S. 119. Vgl. zum folgenden Koopmann (1996), S. 31. Dort findet sich auch das

Zitat.
2 Vgl. hierzu und zum folgenden Mönig (1996), S. 72. Die gemeinsame europäische Forschungsför-

derung unterliegt nicht der Beihilfenkontrolle. Vgl. ferner Schmidt/Schmidt (1997), S. 156; Winter
(1994), S. 101 f.
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allem mit „positiven volkswirtschaftlichen Effekten ..., auf die die nationalen Regie-

rungen nicht verzichten wollen“1.

An dieser Argumentation sind jedoch erhebliche Zweifel angebracht. Zunächst be-

reitet es große Schwierigkeiten, die vermeintlichen positiven gesamtwirtschaftlichen

Wirkungen einer Förderung der angewandten Forschung und Entwicklung zu be-

stimmen. Diese spielt in der Praxis die größte Rolle. Unter Berücksichtigung der

Aufbringungsseite und der anfallenden Umverteilungskosten kann hier insgesamt ein

negativer Nettoeffekt zumindest nicht ausgeschlossen werden. Selektive Maßnahmen

beinhalten zusätzlich unter anderem gravierende Informationsprobleme2. Neuere

Untersuchungen zur Industrieökonomik und zur Innovationstheorie haben zudem

gezeigt, daß private Unternehmen keineswegs zu einer Vernachlässigung von For-

schung und Entwicklung neigen, wenn sie einem ausreichenden Wettbewerbsdruck

ausgesetzt sind3. Auch Versuche zur Umlenkung von Renten im Rahmen einer stra-

tegischen Industrie- und Handelspolitik erscheinen angesichts drohender Retor-

sionsmaßnahmen des Auslands wenig erfolgversprechend4. Schließlich besteht bei

multinational tätigen Unternehmen die Gefahr, daß die Fördermittel teilweise ins

Ausland transferiert werden.

Insgesamt gesehen können die theoretischen Begründungen für anwendungsnahe

Forschungssubventionen nicht überzeugen. Andererseits eröffnen sie den politischen

Entscheidungsträgern oftmals weitreichende diskretionäre Handlungsspielräume und

bergen die Gefahr von Wohlfahrtsverlusten, wenn es zu Subventionswettläufen um

die Ansiedlung von Unternehmen kommt. Als Konsequenz ist in künftigen Ver-

handlungsrunden zur Weiterentwicklung der Welthandelsordnung eine restriktivere

Behandlung von Subventionen zugunsten der angewandten Forschung und Entwick-

lung anzustreben. Das Ziel sollte eine koordinierte Strategie zu ihrem Abbau sein5,

konkret die schrittweise Absenkung der tolerierten Obergrenzen für Forschungsbei-

hilfen sowie die Implemetierung geeigneter Durchsetzungsmechanismen.

                                                
1 Ochel (1996), S. 119.
2 Vgl. zu den genannten Aspekten Eickhof (1998b), S. 478 ff.
3 Vgl. beispielsweise Dunn (1995); Hanusch/Cantner (1993); Tichy (1991); Nelson (1990).
4 Vgl. zur strategischen Industrie- und Handelspolitik das grundlegende Modell der neuen Außen-

handelstheorie von Spencer/Brander (1983).
5 Vgl. auch Teutemann (1992), S. 235 f.
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4. Grundlagenforschung im Standortwettbewerb

4.1. Grundlagenwissen und Forschungsinfrastruktur als Standort-

faktoren

Ist es für die nationalen und regionalen Entscheidungsträger angesichts der gravie-

renden grenzüberschreitenden externen Effekte rational, die Trittbrettfahrerposition

einzunehmen und sich weder an den Kosten der Bereitstellung neuen Wissens zu

beteiligen noch eigene Forschungseinrichtungen zu unterhalten? Welche Anreize

bestehen überhaupt aus Sicht einer einzelnen Gebietskörperschaft, in die Grundlagen-

forschung zu investieren? Zur Beantwortung dieser Fragen muß geprüft werden, in-

wieweit eine Aneignung der Erträge von diesbezüglichen Investitionen möglich ist.

Zweckmäßig ist hierbei eine Unterscheidung zwischen dem eigentlichen Grundla-

genwissen und der öffentlich finanzierten Forschungsinfrastruktur.

Grundlagenwissen gilt oftmals als grenzüberschreitendes öffentliches Gut, das mit

Hilfe moderner Informations- und Kommunikationstechnologien nahezu beliebig

transferierbar ist und von dessen Nutzung nach erfolgter Bereitstellung niemand

mehr ausgeschlossen werden kann. Die mangelnde (sprachliche und inhaltliche)

Konkretisierbarkeit späterer Anwendungsmöglichkeiten - und teilweise sogar der

Forschungsergebnisse selbst - führt dazu, daß Eigentumsrechte an Grundlagenwissen

nicht genau definiert werden können, ihre Verletzung sich nicht nachweisen läßt und

Nutzungsentgelte weder aushandelbar noch durchsetzbar sind1. Wenn aber den Dif-

fusionsprozessen keine künstlichen Beschränkungen auferlegt werden können, er-

scheint es zunächst wenig aussichtsreich, mit Hilfe einer Bereitstellung von Grundla-

genwissen eine Erhöhung der Standortattraktivität anzustreben.

Allerdings wird die Ausbreitung neuer Erkenntnisse durch eine Vielzahl natürlicher

Hemmnisse verzögert2. Dies gilt für die Resultate der Grundlagenforschung ebenso

wie für die Ergebnisse der angewandten Forschung. So erfordert die Aufbereitung,

Anwendung und Weiterentwicklung von Wissen entsprechende Kenntnisse und Fä-

higkeiten der Nutzer und damit ressourcenaufwendige eigene Forschungsanstrengun-

                                                
1 Vgl. ausführlich Tanghe (1987), S. 169 ff.
2 Vgl. Cantner (1995), S. 31.
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gen1. Aufgrund des kumulativen Charakters des wissenschaftlich-technologischen

Fortschritts2 ist die Beherrschung des bereits verfügbaren Wissens ferner eine unab-

dingbare Voraussetzung für weitere Neuerungsprozesse und die Erforschung noch

ungeklärter Sachverhalte.

Eine eigene Grundlagenforschung erleichtert privaten Unternehmen somit die Ab-

sorption neuen Wissens aus externen Quellen. Ferner ermöglicht sie ihnen die Er-

zielung von Lernkurveneffekten, verschafft Vorteile bei der Umsetzung der For-

schungsergebnisse in marktfähige Güter und trägt zur langfristigen Sicherung von

Erfahrungs- und Wettbewerbsvorsprüngen bei. Insbesondere in hochgradig wissens-

basierten Branchen wie der Laser- und Gentechnik3, in denen oftmals enge Zusam-

menhänge zwischen einem Erkenntnisfortschritt und einem neuen Produkt bestehen,

kann eine unternehmensinterne Grundlagenforschung auch aus erwerbswirtschaftli-

cher Sicht sinnvoll sein4. Dies bedeutet einerseits nicht, daß ein umfassendes und

allgemeines Engagement der Privatwirtschaft im marktfernen Bereich erwartet wer-

den kann, da in einer Vielzahl von Branchen vorrangig anwendungsnahe, inkremen-

tale Weiterentwicklungen erfolgen. Auf der anderen Seite wird deutlich, daß die Er-

gebnisse der Grundlagenforschung zwar weitgehend, keineswegs jedoch ausschließ-

lich und unmittelbar den Charakter öffentlicher Güter aufweisen.

Wenn die Diffusion von der vorhandenen Wissensbasis abhängig ist, kommen Fort-

schritte in der Grundlagenforschung nicht allen potentiellen Nutzern gleichermaßen

zugute. Zudem wird die Ausbreitungsgeschwindigkeit von der geographischen Ent-

fernung zwischen den Produzenten und den Anwendern des neuen Wissens be-

stimmt5. Gerade komplexes Grundlagenwissen läßt sich vielfach nur oder zumindest

besser und schneller direkt von Mensch zu Mensch weitergeben6. Je unmittelbarer

                                                
1 Nelson (1990), S. 8 und 20, zufolge stehen eigene Forschungsanstrengungen der Unternehmen und

extern verfügbares Wissen in einer komplementären Beziehung. Vgl. auch Harhoff/König (1993),
S. 57.

2 Vgl. Cantner/Hanusch (1997), S. 783; Dosi (1982).
3 Vgl. hierzu Meyer-Krahmer/Schmoch (1993), S. 207 ff., die von einer mehr oder weniger ausge-

prägten Wissenschaftsbindung sprechen.
4 Vgl. Rosenberg (1990) zu den privatwirtschaftlichen Anreizen, in Vorhaben der Grundlagenfor-

schung zu investieren. Vgl. ferner Kerber (1998a), S. 333 f.
5 Eine ähnliche Ansicht vertreten Bartling/Hemmersbach (1995), S. 352. Auch Staudt (1998), S.

179, betont die Bedeutung des persönlichen Erfahrungsaustausches.
6 Audretsch (1996), S. 122 f., und Tunzelmann (1995), S. 4 f., unterscheiden zwischen leicht und

kostengünstig transferierbaren Informationen und dem wesentlich immobileren Wissen. Auch Co-
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die Interaktion der beteiligten Akteure erfolgen kann und je geringer die zwischen

ihnen bestehende räumliche Distanz ist, desto zügiger und umfassender breiten sich

neue Erkenntnisse aus. Eine Aneignung der Erträge der Grundlagenforschung er-

scheint für die finanzierende Gebietskörperschaft somit möglich.

Die Forschungsinfrastruktur, die die Gesamtheit der öffentlich finanzierten Einrich-

tungen und wissenschaftlichen Anlagen umfaßt, ist langfristig standortgebunden. Ihre

positiven Wirkungen sind regional begrenzt, da viele Unternehmen die räumliche

Nähe zu leistungsfähigen staatlichen Forschungsinstituten suchen. Konkret beziehen

sie diese als potentielle Kooperationspartner und externe Wissensquellen in ihre An-

siedlungsentscheidungen mit ein. Die Anziehungskraft eines Standorts wird durch

Einrichtungen der Grundlagenforschung ebenso erhöht wie durch eher anwendungs-

orientierte Institute und die Forschungsanlagen der Branchenvereinigungen, in denen

Vorhaben der industriellen Gemeinschaftsforschung durchgeführt werden1. Der Auf-

bau einer eigenen Forschungslandschaft läßt ungeachtet der hohen Mobilität neuer

Erkenntnisse Vorteile in Form vermehrter privater Investitionen erwarten.

Zu berücksichtigen ist ferner, daß die wissenschaftlichen Einrichtungen einen wichti-

gen Beitrag zur Qualifizierung der Forscher und zur Bildung von Humankapital lei-

sten2. Hochqualifizierte Arbeitskräfte weisen zwar tendenziell eine höhere Mobilität

auf als der Durchschnitt der Bevölkerung. Soziale und kulturelle Bindungen verhin-

dern jedoch auch hier umfangreiche Wanderungsbewegungen3. Das Ausbildungs-

und Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte bildet eine zentrale Determinante der At-

traktivität eines Wirtschaftsstandorts, die maßgeblich von der öffentlichen For-

schungslandschaft beeinflußt wird. Letztere erweist sich insgesamt als wesentlicher

                                                                                                                                         
hen/Noll (1996), S. 317, stellen fest, daß die Kosten der Wissensübermittlung mit der Entfernung
ansteigen. Pfähler/Hoppe (1997), S. 47, sind sogar der Ansicht, daß auch „technische und wissen-
schaftliche Informationen - trotz dramatisch gesunkener Raumüberwindungskosten ... - nur inner-
halb gewisser Distanzen transferiert werden können“.

1 Eine empirische Studie zur Bedeutung der öffentlichen Forschungsinfrastruktur aus Sicht der Un-
ternehmen findet sich in Spielkamp (1997b), insbesondere S. 20. Zu dem Ergebnis, daß „inno-
vative Unternehmen und private Forschungseinrichtungen die Nähe von .. (wissenschaftlichen)
Zentren (suchen)“, kommen auch Eekhoff/Enste/Wehmeier (1997), S. 336.

2 Vgl. zu dieser (Vorleistungs-)Funktion der Grundlagenforschung Freeman (1994), S. 469; Stein-
mueller (1994), S. 61; Wissenschaftsrat (1993), S. 24; Max-Planck-Gesellschaft (o.J.), S. 26.

3 Vgl. Maier/Tödtling (1995), S. 40 f.
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immobiler Standortfaktor und als weitgehend privates Gut1, da Investitionen in die-

sem Bereich zu einer positiven Wirtschaftsentwicklung beitragen.

Offensichtlich sprechen aus der Perspektive eines Wissenschafts- und Wirtschafts-

standorts gewichtige theoretische Argumente für die Bereitstellung von Grundlagen-

wissen sowie den Aufbau und die Finanzierung eigener Forschungseinrichtungen.

Die Standortwahl von Unternehmen, die Qualität des Humankapitals, das verfügbare

Wissen und die vorhandene Forschungsinfrastruktur stehen in einem engen Zusam-

menhang. Eine Vernachlässigung der letztgenannten Faktoren bliebe nicht ohne

Auswirkungen auf die wirtschaftlichen Entwicklungsperspektiven eines Staates bzw.

einer Region. Damit verlieren die behauptete Unterinvestition und das befürchtete

Gefangenendilemma auch aus politökonomischen Gründen an Überzeugungskraft.

Die Entscheidungen rationaler politischer Akteure werden maßgeblich von den Aus-

wirkungen bestimmt, die diese auf ihre Wiederwahlchancen haben. Die Zustimmung

zur Arbeit einer Regierung hängt dabei wesentlich von einer positiven Wirtschafts-

entwicklung ab. Die Forschungs- und Technologiepolitik i.e.S. kann hierzu einen

Beitrag leisten, indem sie die Standortqualität aus Sicht der Unternehmen erhöht und

ihnen eine Ansiedlungsentscheidung erleichtert. Letztlich verbessern sich die

Wachstums- und Beschäftigungschancen der Volkswirtschaft insgesamt. Zusätzliche

Anreize aus Sicht der politischen Entscheidungsträger schaffen ferner die grundsätz-

liche Akzeptanz staatlicher Forschungsausgaben in der Bevölkerung sowie die empi-

risch bestätigte Wertschätzung für Innovationen und technischen Fortschritt2.

Investitionen in Forschungsinfrastruktur und Grundlagenwissen stellen einen we-

sentlichen Ansatzpunkt zur langfristigen Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit eines

Wirtschaftsstandorts dar. Die Gefahr internationaler Gefangenendilemmata ist vor

diesem Hintergrund gering. Ein Trittbrettfahrerverhalten einer Gebietskörperschaft

ist nicht zu erwarten, wenn die nationalen und regionalen politischen Entscheidungs-

                                                
1 Vgl. auch Gäfgen (1994), S. 42. Schon Mitte des vorigen Jahrhunderts waren die deutschen Klein-

staaten bestrebt, ihre Attraktivität unter anderem durch einen guten Ruf ihrer Universitäten zu er-
höhen. Allerdings hielten die meisten Wissenschaftler die unmittelbare Bedeutung ihrer Arbeit für
die Entwicklung der Industrie lange Zeit für gering. Dies änderte sich erst nach der Reichsgrün-
dung im Jahr 1871. Vgl. hierzu Lenoir (1998), S. 23 f., der die Rolle des Staates beim Aufbau der
deutschen Forschungslandschaft zwischen 1810 und 1910 betrachtet.

2 Vgl. zu diesbezüglichen Studien Henze (1992), S. 57 f.
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träger diese Bedeutung erkennen1. Dann aber sind die Versuche der Europäischen

Union zu einer stärkeren Koordinierung der einzelstaatlichen Forschungsaktivitäten

wenig aussichtsreich. Ebenso wie eine Zentralisierung von Kompetenzen läuft ein

solches Vorgehen ungeachtet der hohen grenzüberschreitenden externen Effekte den

Eigeninteressen der Mitglieder zuwider. Wenig verwunderlich ist daher der Befund,

die europäische Forschungs- und Technologiepolitik habe bislang eher zu einer Aus-

weitung der Doppelforschung geführt2.

4.2. Kritische Anmerkungen

Als Ergebnis von Abschnitt 4.1. hat sich gezeigt, daß die Bereitstellung von Grund-

lagenwissen und der Ausbau der Forschungsinfrastruktur in einem sich verschärfen-

den Standortwettbewerb möglicherweise sogar an Bedeutung gewinnen. Eine Unter-

investition ist nicht zu befürchten. Dennoch erscheinen hier gewisse Einschränkun-

gen notwendig.

So ist daran zu erinnern, daß eine gut ausgebaute Forschungslandschaft allein noch

keinen attraktiven Wirtschaftsstandort begründet3. Ansiedlungs- bzw. Investitions-

entscheidungen zugunsten eines bestimmten Standorts werden nur getroffen, wenn

die Unternehmen dort günstige Rahmenbedingungen in Form eines ihren Präferenzen

und Anforderungen entsprechenden Gesamtangebots öffentlicher Leistungen vorfin-

den. Letzteres sollte zudem in einem angemessenen Verhältnis zur Steuer- und Ab-

gabenbelastung stehen4. Von besonderer Bedeutung sind in diesem Zusammenhang

politische Stabilität, Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur, Bildungssystem,

Umweltqualität, bürokratische Hemmnisse und die Kosten sozialer Sicherungssyste-

                                                
1 Daher ist Stehn (1993), S. 42, nicht zuzustimmen, wenn er vermutet, daß „nationale Regierungen

nicht bereit sein (werden), jene Erträge mitzufinanzieren, die anderen Regionen zufallen“, und
hiermit eine drohende Unterinvestition im Bereich der Grundlagenforschung begründet. Wiekert
(1996), S. 240, bezeichnet es als „rational“, wenn einzelne Staaten auf eine eigene Technologieför-
derung verzichten.

2 Vgl. Eickhof (1998b), S. 482 f.
3 Vgl. zur Vielzahl der Einflußfaktoren auf die Standortentscheidungen von Unternehmen ausführ-

lich Nerlinger (1998), insbesondere S. 94 ff.; Perlitz (1997), S. 84 ff.
4 Vgl. Sachverständigenrat (1997), S. 179; Postlep/Döring (1996), S. 26; Grossekettler (1990), S. 79

f. Sauerland (1997), S. 71, spricht von „präferenzgemäßen Standortbedingungen“ für Unterneh-
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me. Ferner üben die Nähe zu Kunden, Lieferanten und Unternehmen verwandter

Branchen sowie das Volumen der Absatzmärkte einen wesentlichen Einfluß aus, so

daß die Qualität eines Standortes aus dynamischer Sicht auch als ein selbstverstär-

kender Prozeß anzusehen ist1. Sind die genannten Voraussetzungen nicht erfüllt,

droht trotz attraktiver Forschungsbedingungen zumindest eine Trennung von For-

schungs- und Produktionsstandorten, möglicherweise sogar eine völlige Abwande-

rung von Unternehmen2. Die Grundlagenforschung erweist sich in Abhängigkeit von

der Branche zwar als ein wichtiger, keineswegs jedoch allein entscheidender Stand-

ortfaktor.

Außerdem ist zu fragen, ob die politischen Entscheidungsträger die langfristige Be-

deutung der Grundlagenforschung zutreffend einschätzen und dementsprechend han-

deln. Angesichts der Verknappung öffentlicher Mittel kann es durchaus zu einem

Sparen an der falschen Stelle kommen. Insbesondere besteht die Gefahr, daß sich die

Förderung unter dem Druck von Interessengruppen auf die kurz- und mittelfristig

orientierte, angewandte Forschung und Entwicklung konzentriert3. Die positiven Im-

plikationen der politökonomischen Überlegungen aus 4.1. sind nun insofern zu rela-

tivieren, als die allgemeine Präferenz der Bevölkerung für Forschung und Innovatio-

nen auch die Durchführung selektiver Maßnahmen und die Subventionierung presti-

geträchtiger Projekte im marktnahen Bereich begünstigt. Deren Förderung ist aus

Sicht stimmenmaximierender Politiker oftmals sogar deutlich attraktiver4. Hiermit

läßt sich erklären, daß der Anteil der Förderung der Grundlagenforschung an den

gesamten Forschungsausgaben des Bundes nur bei etwa 30 % liegt, wenngleich in

den letzten Jahren eine Steigerung festzustellen ist5.

Verantwortlich für diese geringe Quote ist jedoch offensichtlich nicht der Standort-

wettbewerb, im Gegenteil. Bei einer entsprechenden Ausgestaltung der Ordnungs-

                                                                                                                                         
men. Vgl. auch Berthold (1996) zur grundsätzlichen Bereitschaft von Unternehmen, sich an den
Kosten der Bereitstellung öffentlicher Leistungen zu beteiligen.

1 Vgl. zu den genannten Faktoren Porter (1993).
2 Aufgabe des Staates ist es daher letztlich, attraktive Bedingungen für „Forschung, Entwicklung und

Produktion inländischer und ausländischer Unternehmen“ zu schaffen - Friedrich-Ebert-Stiftung
(1992), S. 11. Vgl. auch Beise (1996).

3 Vgl. ähnlich Cohen/Noll (1996), S. 333.
4 Vgl. hierzu ausführlich Henze (1992), S. 52 ff. Ausnahmen, wie beispielsweise die äußerst me-

dienwirksame „Pathfinder“-Mission zum Mars im Jahr 1998, bestätigen auch hier die Regel.
5 Vgl. BMBF (1996), S. 81.
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wettbewerbsordnung, konkret durch restriktive Vorschriften in bezug auf die Förde-

rung der angewandten Forschung, bietet sich sogar die Chance, der Grundlagenfor-

schung und auch den Rahmenbedingungen wieder stärkeres Gewicht zu verschaffen.
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5. Zusammenfassung der Ergebnisse und Schlußfolgerungen

Regionen und Nationalstaaten sehen sich weltweit mit einem zunehmenden Wettbe-

werb der Wirtschaftsstandorte um mobile Produktionsfaktoren konfrontiert. Analog

zum ökonomischen Wettbewerb auf Gütermärkten können hiervon positive Kontroll-

und Sanktionswirkungen sowie die Entdeckung neuer, überlegener institutioneller

Arrangements erwartet werden.

Die Vorteilhaftigkeit der Standortkonkurrenz erstreckt sich auch auf den Wettbewerb

der Forschungslandschaften. Die vorliegende Untersuchung hat gezeigt, daß Unter-

investitionen in Grundlagenwissen und Forschungsinfrastruktur nicht zu befürchten

sind, da diese die Qualität eines Wirtschaftsstandorts maßgeblich mitbestimmen und

das erarbeitete Wissen nur mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung diffundiert.

Aus Sicht einer einzelnen Gebietskörperschaft kann speziell die Forschungsinfra-

struktur als ein privates Gut angesehen werden, mit dessen Hilfe sie um international

mobile Faktoren - insbesondere Kapital, konkret Direktinvestitionen von Unterneh-

men - konkurriert. Allerdings ist es erforderlich, daß die Politik ein Gesamtangebot

attraktiver Rahmenbedingungen bereitstellt, in dem die Forschungslandschaft nur

einen Teilaspekt bildet.

Dagegen sind die empirisch festgestellten Finanzierungsdefizite im Bereich der

Grundlagenforschung und die Dominanz der anwendungsnahen Förderung nicht mit

der Intensivierung des internationalen und -regionalen Standortwettbewerbs erklär-

bar. Sie haben ihre Ursache vielmehr in der Entstehung stabiler Interessenkoalitionen

aus politischen Entscheidungsträgern, Ausführungsorganen und Wirtschaftsverbän-

den. Der Standortwettbewerb könnte hier möglicherweise sogar eine längerfristige

Orientierung der Forschungspolitik sowie eine Rückbesinnung auf die Gestaltung der

Rahmenbedingungen herbeiführen. Voraussetzung hierfür ist jedoch die Schaffung

von Regelungen, die die Forschungsförderung im anwendungsnahen Bereich begren-

zen und ineffiziente Subventionswettläufe zwischen den Gebietskörperschaften un-

terbinden.

Gelingt es, eine derartige Ordnungswettbewerbsordnung über internationale Verein-

barungen zu implementieren und durchzusetzen, so wäre die Politik gezwungen, sich

im Sinne einer Verbesserung der Standortqualität wieder stärker auf die Grundlagen-
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forschung zu konzentrieren. Dies erfordert aber auch, daß eine unnötige Behinderung

von Forschungsvorhaben unterbleibt und die Akzeptanz neuer Wissenschaftszweige

und Technologien in der Bevölkerung gefördert wird.
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